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Mit dem am 29. Oktober 2020 in Kraft getretenen Krankenhauszukunftsgesetz (KHZG) 

soll die Digitalisierung von Krankenhäusern vorangetrieben werden. Bis zu 4,3 Mrd. Euro 

stellen der Bund und die Länder seit dem 1. Januar 2021 dafür zur Verfügung. Gefördert 

werden unter anderem Investitionen in die digitale Infrastruktur, Maßnahmen zur IT-Si-

cherheit sowie dafür erforderliche personelle Maßnahmen. Aus der KHZG-Förderrichtli-

nie geht hervor, dass das Bundesamt für Soziale Sicherung einen Krankenhauszukunfts-

fonds einrichtet. Die Krankenhausträger können ihren Förderbedarf bei den Ländern an-

melden, welche ihrerseits Förderanträge an das Bundesamt für Soziale Sicherung stel-

len. Sobald die Länder das Geld erhalten haben, erlassen sie einen Fördermittelbescheid 

gegenüber dem Krankenhausträger und leiten die Fördermittel weiter. Neben dem Bun-

desgesundheitsministerium hat inzwischen auch das Land Niedersachsen zu wesentli-

chen Fragen im Zusammenhang mit dem KHZG Stellung genommen. Durch die Förde-

rung können auch private Krankenhausträger an vergaberechtliche Vorgaben gebunden 

werden.   

Zwei Wege zur Geltung des Vergaberechts 

Die Vorgaben des Vergaberechts sind laut der KHZG-Förderrichtlinie durchgehend zu 

berücksichtigen. Grundsätzlich sind an das GWB-Vergaberecht nur öffentliche Auftrag-

geber i.S.d. § 99 GWB gebunden. Krankenhäuser mit öffentlichen Trägern müssen daher 

das GWB-Vergaberecht beachten, wenn die vergaberechtlichen Schwellenwerte er-

reicht oder überschritten werden.  

Der Fördermittelbescheid der Länder wird zudem regelmäßig allgemeine Nebenbestim-

mungen zur Projektförderung (ANBest-P) enthalten, die ihrerseits Vorgaben zur 

Vergabe von Aufträgen enthalten. Die entsprechenden Anlagen zu der Regelung für Zu-

wendungen in der Landeshaushaltsordnung des jeweiligen Landes sehen dies vor (in der 

Regel Anlage 2 des § 44 bzw. § 46 der jeweiligen Landeshaushaltsordnung). Sowohl die 

einzuhaltenden Bestimmungen als auch die Schwellenwerte variieren von Land zu Land. 

Aus Gründen der Rechtssicherheit sollten die jeweiligen vergaberechtlichen Bestimmun-

gen zum frühestmöglichen Zeitpunkt beachtet werden. Das Land Niedersachsen etwa 

stellte bereits klar, dass die Förderfähigkeit einer Maßnahme nur gegeben ist, wenn die 

vergaberechtlichen Vorgaben von Anfang an (frühestens am 02.09.2020) bei der Auf-

tragsvergabe beachtet wurden.  

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/Gesetze_und_Verordnungen/GuV/K/bgbl1_S.2208_KHZG_28.10.20.pdf
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/krankenhauszukunftsgesetz.html
https://www.bundesamtsozialesicherung.de/fileadmin/redaktion/Krankenhauszukunftsfonds/20210503Foerderrichtlinie_V03.pdf
https://www.bundesamtsozialesicherung.de/fileadmin/redaktion/Krankenhauszukunftsfonds/20210503Foerderrichtlinie_V03.pdf
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/krankenhauszukunftsgesetz/faq-khzg.html
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/krankenhauszukunftsgesetz/faq-khzg.html
https://www.ms.niedersachsen.de/download/163191/Antworten_auf_haeufig_gestellte_Fragen.pdf
https://www.ms.niedersachsen.de/download/163191/Antworten_auf_haeufig_gestellte_Fragen.pdf
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Besonderheiten für öffentliche Auftraggeber   

Öffentliche Auftraggeber werden folglich teilweise sowohl über die ANBest-P der Län-

der (dazu s. unten) als auch über das allgemeine Vergaberecht des GWB, welches die 

ANBest-P der Länder meist ausdrücklich „unberührt“ lassen, an vergaberechtliche Best-

immungen gebunden. Das Vergaberecht wird folglich nicht vom Zuwendungsrecht ver-

drängt. Vielmehr entfalten die Rechtsgebiete parallel Wirkung. Nicht immer decken sich 

jedoch die Vorgaben des GWB-Vergaberechts mit den Bestimmungen, die über die AN-

Best-P der Länder gelten. Das dürfte insbesondere für die ANBest-P einiger Länder gel-

ten, die die Anwendung veralteter Vorschriften wie der VOL/A vorsehen. Im Einzelfall 

könnte dies beispielsweise dazu führen, dass nach dem GWB-Vergaberecht eine be-

stimmte Vorgehensweise erlaubt ist, nach der VOL/A jedoch nicht. Eine Orientierung an 

der jeweils strengeren Vorschrift (wobei im Einzelfall nicht einmal immer klar ist, was 

das konkret bedeutet) wird nicht möglich sein, wenn sich die Vorschriften widerspre-

chen. In solchen Fällen könnte eine Entscheidung zugunsten der Vorschrift angezeigt 

sein, die auf EU-Vergaberecht basiert, um dem Vorrang des EU-Rechtes zu entsprechen. 

Bindung privater Krankenhausträger  

Krankenhäuser mit privaten Trägern sind nicht an das GWB-Vergaberecht gebunden. 

Sie sind keine öffentlichen Auftraggeber i.S.d. § 99 GWB, wenn sie nicht ausnahmsweise 

überwiegend (zu mehr als 50%) durch die öffentliche Hand finanziert werden. Insofern 

ergeben sich keine Besonderheiten nach dem KHZG. Über den Fördermittelbescheid 

gelten allerdings auch für sie die ANBest-P des jeweiligen Landes und somit teilweise 

auch vergaberechtliche Bestimmungen. Da Krankenhäuser mit privaten Trägern außer-

halb des Förderprojekts typischerweise nicht an vergaberechtliche Bestimmungen ge-

bunden sind, kann dies zu einem erheblichen Mehraufwand führen.  

Überblick über die ANBest-P der Länder 

Die ANBest-P zahlreicher Länder sehen eine Bindung der Förderungsempfänger an das 

Vergaberecht, d.h. meist die UVgO, teilweise aber auch die VOL/A, vor. Die genauen 

Vorgaben und Schwellenwerte variieren jedoch zwischen den Bundesländern teils er-

heblich (dazu unter 1.). Andere Bundesländer sehen in ihren ANBest-P dagegen keine 

Bindung an das Vergaberecht vor. Sie beschränken sich teilweise auf rudimentäre Vor-

gaben (dazu unter 2.). 

1. Verweis auf das Vergaberecht 

In Bayern und Berlin müssen Krankenhausbetreiber ab einem Gesamtbetrag der Zuwen-

dungen (Zuwendungswert) von mehr als 100.000 Euro bei der Auftragsvergabe grund-

sätzlich die Bestimmungen der UVgO einhalten. Hessen sieht den gleichen Schwellen-

wert vor, modifiziert jedoch die vergaberechtlichen Vorgaben der UVgO. Brandenburg 

sieht eine Schwelle für die Anwendbarkeit der UVgO von 50.000 Euro vor. 

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/VVBayHO-NN121
https://www.berlin.de/sen/finanzen/haushalt/downloads/haushaltsrecht/vordruck_anbest_p_2020.pdf
https://rp-darmstadt.hessen.de/sites/rp-darmstadt.hessen.de/files/(ANBest-P)%20Allgemeine%20Nebenbestimmungen%20f%c3%bcr%20Zuwendungen%20zur%20Projektf%c3%b6rderung.pdf
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Baden-Württemberg knüpft die Geltung der Bestimmungen der UVgO an den Wert des 

zu vergebenden Auftrags (Auftragswert). So gelten dort die Bestimmungen der UVgO, 

wenn ein Krankenhausbetreiber einen Auftrag von mindestens 100.000 Euro vergibt, so-

fern dieser Auftrag überwiegend durch Zuwendungen finanziert wird.  

Andere Bundesländer, namentlich Bremen, Hamburg und Niedersachsen, setzen für die 

Anwendung der UVgO sowohl einen Mindestzuwendungswert (Bremen und Hamburg: 

50.000 Euro, Niedersachsen: 100.000 Euro) als auch einen Mindestauftragswert (Bremen 

und Hamburg: 100.000 Euro, Niedersachsen 25.000 Euro) voraus. 

Ist die UVgO anwendbar, hat die Vergabe im Regelfall in Form der öffentlichen Aus-

schreibung oder der beschränkten Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb zu erfol-

gen. In Berlin und Bremen ist bis zu einem Auftragswert von 100.000 Euro jedoch auch 

eine „beschränkte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb“ möglich. Danach kann 

sich der Auftraggeber ohne Auftragsbekanntmachung direkt an von ihm als geeignet 

ausgewählte Anbieter zu wenden. Ebenfalls in Berlin sowie in Hessen gibt es Verfah-

renserleichterungen bei einem Auftragswert von bis zu 10.000 Euro. Hier ist auch eine 

„Verhandlungsvergabe mit oder ohne Teilnahmewettbewerb“ möglich. Bei dieser Ver-

fahrensart der UVgO ist es dem Auftraggeber erlaubt, mit den Bietern über Teile des 

Angebotsinhalts zu verhandeln.  

Auch in Rheinland-Pfalz (ab einem Zuwendungswert von 100.000 Euro) und Sachsen-An-

halt (ab einem Auftragswert von 100.000 Euro) wird die Geltung vergaberechtlicher Best-

immungen von Schwellenwerten abhängig gemacht. Allerdings findet nicht die UVgO, 

sondern die VOL/A Anwendung. Hessen hat seine ANBest-P jüngst angepasst und den 

Verweis auf die VOL/A entfernt. 

Die ANBest-P des Saarlands sehen eine Geltung der VgV vor für Lieferungen und Dienst-

leistungen, die den EU-Schwellenwert von 215.000 Euro (seit 2022) überschreiten.  

Unterhalb der jeweils maßgeblichen Zuwendungs- und/oder Auftragswertschwelle äh-

neln die Vorgaben zur Auftragsvergabe der oben genannten Länder den ANBest-P der 

anderen Fallgruppe von Ländern, die (überhaupt) kein formelles Vergaberecht für ab ei-

ner bestimmten Schwelle für anwendbar erklären (dazu sogleich). Einige Länder (so z. B. 

in Bayern, Bremen und im Saarland) geben vor, dass der Auftraggeber mehrere Ange-

bote einzuholen und diesen Vorgang auch zu dokumentieren hat. Dabei gelten für Ba-

gatellaufträge teilweise noch weitere Erleichterungen. Hamburg und Schleswig-Hol-

stein ermöglichen wiederum die Direktvergabe bis zu einer Wertgrenze von 1.000 Euro, 

was der entsprechenden Regelung der UVgO entspricht. Dagegen kann in Mecklen-

burg-Vorpommern und Bayern noch bei Auftragswerten bis unterhalb von 5.000 Euro 

direkt vergeben werden.  

https://fm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-fm/intern/Dateien_Downloads/Haushalt_Finanzen/LHO_mit_VV-LHO_Stand20200101.pdf
https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/verwaltungsvorschriften-zur-haushaltsordnung-der-freien-hansestadt-bremen-vv-lho-169780?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#ivz214
https://www.hamburg.de/contentblob/8946656/1f4f3b85cbce10559f034489a34d361b/data/allgemeine-nebenbestimmungen-fuer-zuwendungen-zur-projektfoerderung.pdf
https://www.nbank.de/medien/nb-media/Downloads/Rechtliche-Grundlagen/Landesrecht/Allgemeine-Nebenbestimmungen-f%C3%BCr-Zuwendungen-zur-Projektf%C3%B6rderung-(ANBest-P)-ab-01.03.2020.pdf
https://landesrecht.rlp.de/bsrp/document/VVRP-VVRP000004756
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/LVWA/LVwA/Dokumente/5_famgesjugvers/501/Foerdergrundlagen/ANBest-P_2018.pdf
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/LVWA/LVwA/Dokumente/5_famgesjugvers/501/Foerdergrundlagen/ANBest-P_2018.pdf
https://www.saarland.de/SharedDocs/Downloads/DE/msgff/downloads_a/anbest_p.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/K/kriminalpraevention/Downloads/ANBest-P.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/K/kriminalpraevention/Downloads/ANBest-P.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.lfi-mv.de/export/sites/lfi/grundsatzdokumente/download/ANBest-P.pdf
https://www.lfi-mv.de/export/sites/lfi/grundsatzdokumente/download/ANBest-P.pdf
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Andere Bundesländer sehen für Aufträge im Bereich unterhalb des jeweils maßgeblichen 

Schwellenwertes keine ausdrücklichen Vorgaben vor (so z. B. in Brandenburg). Dann 

sind bei der Auftragsvergabe nur die von den ANBest-P der Bundesländer regelmäßig 

für anwendbar erklärten Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beach-

ten. 

2. Kein Verweis auf das Vergaberecht 

Andere Länder sehen überhaupt keine Bindung an das Vergaberecht vor. Sie machen 

stattdessen unmittelbare Vorgaben für die Auftragsvergabe. In Mecklenburg-Vorpom-

mern, Sachsen und Schleswig-Holstein sind ab einem Zuwendungswert von 100.000 Euro 

(und für Sachsen zusätzlich ab einem Auftragswert von 5.000 Euro) grundsätzlich min-

destens drei Angebote einzuholen und die Vergabe hat nach wirtschaftlichen Gesichts-

punkten zu erfolgen. In Thüringen gilt dies unabhängig vom Zuwendungs- oder Auf-

tragswert. 

In Nordrhein-Westfalen fand bislang die UVgO ab einem Zuwendungswert von mehr als 

500.000 Euro Anwendung. Vor dem Hintergrund der COVID-19-Pandemie hat das Bun-

desland seine Bestimmungen jedoch nunmehr angepasst und abweichende ANBest-P-

Corona veröffentlicht. Darin hat es die Pflicht zur Vergabe nach der UVgO ab einem 

bestimmten Schwellenwert komplett abgeschafft. Aufträge sind demzufolge „zu wirt-

schaftlichen Bedingungen“ und grundsätzlich nach vorheriger Einholung von mindes-

tens drei Angeboten einzuholen. Anzumerken ist dabei, dass die AN-Best-P-Corona 

NRW keinen besonderen Zusammenhang zwischen dem einzelnen Auftrag und der Be-

kämpfung der COVID-19-Pandemie verlangen. Mit einem Runderlass vom 25. Mai 2021 

hat das Land zudem explizit klargestellt, dass die ANBest-P-Corona NRW auch für Zu-

wendungen im Rahmen der Krankenhauszukunftsfondsförderung gelten sollen. Zwar ist 

der Runderlass (zunächst) bis zum 31. Dezember 2023 befristet. Maßgeblich für Zuwen-

dungsempfänger ist aber grundsätzlich nur der konkrete Zuwendungsbescheid. Inkor-

poriert der Bescheid die Regelungen der ANBest-P-Corona NRW, sind diese unabhängig 

von der Geltung des Runderlasses maßgeblich.   

Rechtsfolgen bei Verstößen 

Für die Rückforderung auf der Grundlage von zuwendungsrechtlichen Bestimmungen 

(in diesem Fall der ANBest-P) bestehen grundsätzlich keine großen Hürden. Die ANBest-

P sehen regelmäßig vor, dass bei Nichterfüllung einer Auflage der begünstigende Ver-

waltungsakt widerrufen werden kann. Grundsätzlich stellt die Nichteinhaltung von 

Vergaberecht per se einen Auflagenverstoß nach § 49 Abs. 3 Nr. 2 VwVfG (oder ggf. 

einer spezialgesetzlichen Regelung) dar.  

Der Widerruf wegen Auflagenverstoß steht im Ermessen der Behörde. Ein solcher Wi-

derruf kann grundsätzlich bei jedem und nicht nur bei einem besonders schweren Verga-

https://mbjs.brandenburg.de/media_fast/6288/anbest-p_2020.pdf
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/1548-VwV-SaeHO#p44anl2
https://www.staatskanzlei-thueringen.de/fileadmin/user_upload/TSK/Themen/Kultur/ANBest-P_ab_01.01.2019.pdf
https://www.mags.nrw/sites/default/files/asset/document/anbest-p-corona.pdf
https://www.mags.nrw/sites/default/files/asset/document/anbest-p-corona.pdf
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=1&gld_nr=2&ugl_nr=2128&bes_id=46109&val=46109&ver=7&sg=0&aufgehoben=N&menu=1
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berechtsverstoß erfolgen. Vereinzelt werden allerdings qualifizierte Vergaberechtsver-

stöße gefordert (etwa in den ANBest-P von Hessen). Auch auf das Verschulden des Emp-

fängers oder die Wirtschaftlichkeit der Auftragsvergabe kommt es grundsätzlich nicht 

an. Auf der Rechtsfolgenseite zwingen die haushaltsrechtlichen Gründe der Wirtschaft-

lichkeit und Sparsamkeit die Behörde regelmäßig zum Widerruf. Lediglich besondere 

Anhaltspunkte können Anlass geben, in der Verhältnismäßigkeitsprüfung ausnahms-

weise zu einem anderen Ergebnis zu kommen.  

Im Grundsatz gilt daher: Sofern die vergaberechtskonforme Verwendung der Förder-

mittel nicht nachgewiesen werden kann, besteht die Gefahr der Rückforderung der Zu-

wendungen nebst Zinsen. 

Fazit 

Auch private Krankenhausträger können über die ANBest-P der Länder an die Einhal-

tung vergaberechtlicher Bestimmungen gebunden werden. Um Rückforderungen zu 

vermeiden, ist privaten Krankenhausbetreibern zu empfehlen, sich mit den sehr unter-

schiedlich und teils durch Verweistechniken auf andere Landesgesetze und Runderlässe 

komplex ausgestalteten ANBest-P des jeweiligen Landes und den insofern geltenden 

Vergabegesetzen detailliert auseinanderzusetzen sowie ggf. qualifizierte Beratung in 

Anspruch zu nehmen.  

Öffentlichen Krankenhausträgern ist zu raten, das Verhältnis zwischen den über die AN-

Best-P der Länder geltenden Bestimmungen und dem allgemeinen Vergaberecht zu klä-

ren, um die richtigen Bestimmungen einzuhalten. Bei Zweifeln sollte auch hier auf eine 

Rechtsberatung zurückgegriffen werden. Das gilt umso mehr, wenn (private oder öf-

fentliche) Krankenhausträger für ihre Krankenhäuser Zuwendungsbescheide erhalten, 

die unterschiedliche Nebenbestimmungen enthalten. Ob in einem solchen Fall bei einer 

gemeinsamen Beschaffung den strengeren Regeln zu folgen ist (und welche das sind), 

bedarf eingehender Prüfung. In jedem Fall sollten vergaberechtliche Vorgaben von Be-

ginn an eingehalten und dokumentiert werden.  

BLOMSTEIN verfolgt die vergaberechtlichen Auswirkungen des KHZG und deren Folgen 

für Krankenhausbetreiber stetig. Dr. Pascal Friton, Dr. Tobias Ackermann und Dr. Chris-

topher Wolters stehen Ihnen für Fragen jederzeit gern zur Verfügung. 

https://www.blomstein.com/personen.php?p=dr-pascal-friton
https://www.blomstein.com/personen.php?p=dr-tobias-ackermann
https://www.blomstein.com/personen.php?p=christopher-wolters
https://www.blomstein.com/personen.php?p=christopher-wolters

